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§50

Öffentliche Bekanntmachung der Verurteilung

(1) Die öffentliche Bekanntmachung der rechtskräftigen Verurteilung kann 
angeordnet werden, wenn sie zur Erziehung des Täters, zur erzieherischen Ein­
wirkung auf andere Personen oder zur Aufklärung der Bevölkerung und ihrer 
Mobilisierung zur Bekämpfung bestimmter Erscheinungen der Kriminalität not­
wendig ist.

(2) Die Art und Weise der Bekanntmachung sowie die Zeit, innerhalb der sie 
durchzuführen ist, wird im Urteil bestimmt. Das Gericht hat die zur Erreichung des 
Zweckes der Bekanntmachung geeignete Form zu wählen. Die öffentliche Bekannt­
machung kann sich auf die Veröffentlichung der Urteilsformel, auf diese und eine 
Zusammenfassung aus den Urteilsgründen oder in geeigneten Fällen auf das ge­
samte Urteil erstrecken. Die Zusammenfassung aus den Urteilsgründen darf nur 
durch das erkennende Gericht erfolgen.

Aufenthaltsbeschränkung

§51

(1) Die Aufenthaltsbeschränkung kann zusätzlich zu einer Freiheitsstrafe und, 
wenn dadurch die Erreichung des Strafzweckes wesentlich gefördert und auf eine 
Bewährungszeit von zwei Jahren erkannt wird, auch zusätzlich zu einer Verurteilung 
auf Bewährung ausgesprochen werden. Ihre Anordnung setzt voraus, daß es zum 
Schutze der gesellschaftlichen Ordnung oder der Sicherheit der Bürger geboten ist, 
den Verurteilten von bestimmten Orten oder Gebieten femzuhalten.

(2) Die Aufenthaltsbeschränkung soll dem Verurteilten durch die Beschränkung 
seiner Freizügigkeit die Gelegenheit zur Begehung weiterer Straftaten nehmen, die 
Fortsetzung seiner Beziehungen zu Personen, die einen schädlichen Einfluß auf ihn 
ausgeübt haben oder auf die er einen schädlichen Einfluß ausgeübt hat, verhindern 
und ihn in eine Umgebung bringen, die seiner kollektiven Erziehung und gesell­
schaftlichen Entwicklung dienlich ist.

(3) Die zuständigen staatlichen Organe sind auf Grund des Urteils berechtigt, 
den Verurteilten zum Aufenthalt in bestimmten Orten oder Gebieten zu verpflichten.

§52
(1) Durch die Aufenthaltsbeschränkung wird dem Verurteilten auf die Dauer 

von zwei bis fünf Jahren der Aufenthalt in bestimmten Orten oder Gebieten der 
Deutschen Demokratischen Republik untersagt. In Ausnahmefällen kann das 
Gericht die Aufenthaltsbeschränkung ohne eine Begrenzung ihrer Dauer aus­
sprechen, wenn dies im Interesse der Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit 
und Ordnung in bestimmten Orten oder Gebieten erforderlich ist. Neben der Ver­
urteilung auf Bewährung darf die Dauer der Aufenthaltsbeschränkung die Be­
währungszeit nicht überschreiten.


